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Britta Helbing
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Fax 04187/7363                                                           Buchholz, den 10.05.2011

An den Zweiten Senat

des Bundesverfassungsgerichts

Schlossbezirk 3

76131 Karlsruhe

Betr.: Urteil vom 4. Mai 2011 – Regelungen zur Sicherungsverwahrung

Sehr geehrter Herr Professor Dr. Voßkuhle,

als Staatsbürger der Bundesrepublik Deutschland und als Mutter einer ermordeten Tochter nehme ich mir das Recht heraus, Ihnen und allen dem 2. Senat angehörenden Richtern vorzuwerfen, dass Sie ein Urteil gefällt haben, dass nicht zum Rechtsfrieden beiträgt und viele Bürger empört. Es stellt  sowohl die gesetzgeberische als auch die ausführende Gewalt vor Aufgaben, die kaum zu meistern sind und erfordert zudem Unsummen aus dem Etat der Länder.
Bereits heute kostet die Unterbringung eines Strafgefangenen im Normalvollzug täglich 300 Euro, in den forensischen Kliniken sogar an die 500 Euro. Dabei sind weder die ständig durch Strafverteidiger und Strafvollstreckungsrichter geforderten teuren Gutachten eingerechnet, noch die Kosten für therapeutische Maßnahmen. Künftig ist, wenn die Bundesregierung Ihren im Urteil geforderten Maßgaben folgt, mit erheblichen weiteren Kosten zu rechnen, denn es werden Gutachten in kürzerem Abstand gefordert sowie der Ausbau des Therapiekonzeptes. Für die hierfür erforderlichen Fachkräfte müssten die Länder zusätzlich erhebliche finanzielle Mittel aufbringen. Zu fragen ist, ob solche Ausgaben verhältnismäßig sind. Denn immerhin hat der Staat gegenüber anderen Bürgern auch Verpflichtungen und wichtige soziale Aufgaben zu erfüllen, denen er schon jetzt nicht genügend nachkommt.  
Die Maßgabe, nach unmittelbarem Haftantritt ein Therapiekonzept zu erarbeiten und konsequent darauf auszurichten, dass der  Inhaftierte sobald wie möglich entlassen werden kann, erfüllt Opfer von Gewalttaten oder sexuellen Übergriffen mit panischer Angst, weil sie fürchten, ihrem Peiniger alsbald wieder begegnen zu müssen. Zudem ist allen Betroffenen und im Opferbereich Tätigen durch die vielen Studien zur Rückfallwahrscheinlichkeit klar, wie hoch die Rückfallquote gerade bei Straftätern mit sexueller Devianz ist (68%!).  Menschliches Verhalten ist nicht prognostizierbar. Die Einwirkungsversuche von Psychologen, Psychiatern und Soziologen bewirken keine tief greifende Verhaltensänderung. Hinzu kommt, dass  Strafgefangene allen Therapiemaßnahmen ablehnend gegenüber stehen. Sie sind nur dazu bereit, weil sie Haftvergünstigungen erlangen. Diejenigen, die narzisstische Züge aufweisen, zu Gewalt und Sadismus neigen und nicht empathiefähig sind, sind selbst durch die geforderte gezielte Motivationsarbeit nicht zu erreichen.
Der so oft wiederholte Slogan, Resozialisierung sei der beste Opferschutz, ist eindeutig durch die vielen Rückfalltäter widerlegt. Durch Fehleinschätzungen und durch die Ausweitung ihres Experimentierfeldes  haben die Erfüllungsgehilfen des Staates (Psychiater, Gerichtsgutachter, Richter) durch frühzeitigen Freigang und vorzeitige Entlassung dazu beigetragen, dass es zu vielen neuen Opfern kam.
Es war gängige Praxis, dass seelisch gestörten, sexuell motivierten Mördern nach abgeschlossener psychiatrischer Behandlung eine günstige Prognose und hinreichende Resozialisierung bescheinigt wurde (Erfolgsdruck). In Fachkreisen ist man sich einig, dass ein Restrisiko nie ausgeschlossen werden kann, befindet aber, dass die Gesellschaft  damit umgehen müsse. Begründet  wird die Vorgehensweise mit den gesetzlichen Vorgaben, die Resozialisierung und schrittweise Wiedereingliederung in die Gesellschaft vorschreiben.  Obschon bei den vielen Mordopfern durch Wiederholungstäter Zweifel an unserem  Rechtssystem aufkamen, nahm man nicht Abstand von dem Resozialisierungsgedanken, sondern folgte weitestgehend den Darstellungen der Experten aus dem forensisch-psychiatrischen Bereich, die bessere Ausbildungsmöglichkeiten für Forensiker einforderten (Prof. Leygraf) und eine Intensivierung von therapeutischen Maßnahmen vorschlugen (Eigeninteressen!). Gleichwohl  kam man unter dem massiven Druck der Ereignisse und der aufgebrachten Öffentlichkeit zu dem Schluss, dass es Menschen gibt, die man nicht therapieren kann und die man ein Leben lang wegsperren sollte, weil das Risiko gegenüber der Gesellschaft nicht vertretbar ist. Der Gesetzgeber reagierte darauf mit Gesetzesnovellierungen zur Sicherungsverwahrung. 
· 1998: Aufheben des Höchstmaßes von 10 Jahren bei erstmaliger Anordnung (§67d I StGB a.F.), 
· 2004: Einführung der nachträglichen Sicherungsverwahrung, 

· 2008: nachträgliche Unterbringung in der Sicherungsverwahrung nach Jugendstrafe § 7 Abs. 2 Nr. 1 (JGG).

Der zweite Senat des Bundesverfssungsgerichts stellt in seinem Urteil vom 4. Mai 2011 immerhin fest, dass die Intention des deutschen  Gesetzgebers, die Allgemeinheit vor gefährlichen Straftätern zu schützen, legitim ist. Er erklärt die bestehenden Gesetze zur Sicherungsverwahrung jedoch für verfassungswidrig und fordert sowohl den Bundes- als auch Landesgesetzgeber auf, bis zum 31. Mai 2013 ein freiheitsorientiertes, therapiegerichtetes Gesamtkonzept für die Sicherungsverwahrung zu entwickeln. Dabei folgt er weitgehend den in der Europäischen Menschenrechtskonvention fixierten Grundsätzen.
Es ist zu hinterfragen, in wieweit der Gesetzgeber diesen Vorgaben folgen muss. Hier wird der Verurteilte in dem Augenblick, wo er die Strafe antritt, zum Opfer, weil er seiner Freiheit beraubt wird. Er wird  zu einem Opfer, um das man sich kümmert. Damit ist er in einer weitaus besseren Position als der von ihm Misshandelte oder Ermordete. Er kann gewiss sein, dass alles getan wird, damit er wieder selbst bestimmt leben kann. Schon mit Beginn seiner Haftzeit hat man das Ende im Auge und beginnt, ihn auf die Freiheit vorzubereiten. Ein Aufarbeiten seiner Straftaten erfolgt in der Regel nicht. Ihm wird auch nicht bewusst gemacht, welche Auswirkungen seine Übergriffe auf das Opfer und dessen Familie hatten. Sein Tatvorgehen und die  Auswirkungen seiner Straftat / Straftaten auf die Gesellschaft treten in den Hintergrund.
Diese täterorientierte Ausrichtung der Justiz, diese starke Fokussierung auf den Straftäter und seine Rechte, führt zu einer Unausgewogenheit in der Rechtsprechung.
In diesem Kontext stellt sich zwangsläufig die Frage, ob bei einem Straftäter, der einen oder mehrere Menschen ermordet oder totgeschlagen hat, nicht eine Einschränkung der Grundrechte im Urteil ausgesprochen werden sollte.
Es ist für keinen Staatsbürger nachvollziehbar, 

· dass ein Gäfgen sein erstes juristisches Staatsexamen ablegen durfte, obwohl er des Mordes an Jakob von Metzler überführt war, und nun über seinen Rechtsanwalt permanent versucht, für sich Vorteile zu verschaffen.
· dass der Mehrfachmörder Holst seine Ergotherapeutin und Fluchthelferin heiraten durfte und alle Hebel in Bewegung setzte, um auch den Beischlaf ausführen zu können. Wäre dies gestattet worden, hätte der Steuerzahler neben den ungeheuren Kosten, die er in der Psychiatrie verursacht und dem Arbeitslosengeld für seine Frau auch noch eventuell die Kosten für mögliche Kinder übernehmen müssen.
· dass der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts die Freiheit eines Straftäters höher bewertet als das Recht eines Bürgers auf Unversehrtheit und Leben.
Unsere Gesetze sind dazu da, unser Zusammenleben in der Gesellschaft zu regeln. Der Staat hat die Rechtsprechung an sich gezogen und steht damit in der Pflicht, sich nicht nur um die Straftäter, sondern insbesondere um deren Opfer zu kümmern. Dies hat der Staat versäumt. Erst in jüngster Zeit hat der Gesetzgeber in unserem Lande einige wenige Gesetze zustande gebracht, die dem Opfer einige Rechte zubilligen (Opferanwalt, Opferentschädigungsgesetz, Adhäsionsgesetz).
Demgegenüber steht eine Vielzahl von Gesetzesregelungen, die die Rechte der Straftäter fixieren. Dies ist nicht nur im deutschen Rechtskodex so, sondern auch in der Europäischen Menschenrechtskonvention und im Völkerrecht, was wohl darin begründet liegt, dass man den Gefangenen vor der Allmacht des Staates schützen will. Damit ist aber auch eine Gesetzeslage entstanden, die den Straftäter gegenüber seinem Opfer in eine stärkere Rechtsposition bringt. Bei einer erforderlichen Abwägung zwischen den Rechten des Täters und den Rechten des Opfers fällt daher die Entscheidung in der Regel zu ungunsten des Opfers aus (Schweigerecht des Täters, kein Erzwingen einer Aussage, auch wenn Gefahr im Verzuge ist: Daschner, Dutroux-Affaire). 

Von vielen Opferverbänden wird seit langem gefordert, dass fixiert werden muss, dass Opferrecht vor Täterrecht geht. Dies würde auch zur Folge haben, dass die Freiheit eines Straftäters nicht höher gewichtet werden kann als das Grundrecht auf  Unversehrtheit und Leben eines möglichen Opfers. 
Von allgemeinem Interesse ist, wie sich die über die Zehnjahresfrist hinaus Sicherungsverwahrten, die zwar nach wie vor als hoch gefährlich eingestuft sind, aber an keiner psychischen Störung im Sinne von § 1 Absatz 1 Nr. 1 des Therapieunterbringungsgesetzes (ThUG) leiden, in der Gesellschaft verhalten, wenn sie auf Ihren Richtspruch hin bis spätestens zum  31.12. 2011 frei kommen.
Im Falle einer Rückfälligkeit mit Körperverletzung oder Todesfolge stehen Sie und alle Richter des 2. Senats in der Verantwortung. Wenn Sie auch nicht per Gesetz zur Rechenschaft gezogen werden können, so doch moralisch-ethisch!
Mit freundlichem Gruß!

Britta Helbing
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